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Drodt Sache Nr. 3186 


Kleine Anfrage Nr. 251 

der Fraktion der Föderalistischen Union (BP-Z) 


betr. Investitionshilfegesetz. 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die Bestimmungen des § 13 der 
Durchführungsverordnung zum Investitionshilfsgesetz abzuändern 
und den Vorschriften des Umsatzsteuer gesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 1951 mit den Ände- 
rungen des Gesetzes vom 14. November 1951 anzupassen?^ 

2. Oder ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die völlige Heraus- 
ausnahme der Umsätze zwischen beherrschenden Unternehmungen 
und abhängigen Gesellschaften, wie im § 13 der ersten Durch- 
führungsverordnung zum Investitionshilfsgesetz vorgesehen, die 
Regelung eines Einzelfalles im Sinne des § 1 8 Ziffer 4 des Umsatz- 
steuergesetzes darstellt? 

3. Wie will die Bundesregierung, wenn sie die vorgesehene Regelung 
aufrecht zu erhalten gedenkt, diese Regelung mit den Beschlüssen 
des Bundestages zum Umsatzsteueränderungsgesetz vom 14. No- 
vember 1951 und der Ablehnung der völligen Befreiung der 
Umsätze zwischen beherrschenden Unternehmungen und abhängigen 
Gesellschaften rechtfertigen? 

4. Wie gedenkt die Bundesregierung die Zerlegung der Auf- 
bringungsschuld bei Betrieben, die teils zu den begünstigten und 
teils zu den verpflichteten Wirtschaftszweigen gehören, herbei- 
zuführen und ihre obenerwähnten Anordnungen zu ergänzen? 


Bonn, den 12. März 1952 

Dr. Bertram Dr. Decker 

PanneDbecker und Fraktion 


I P«tw Baiitel-Sloctet 

4Bahi-TOTtftoki 9r. Mumm Amä mU k, litlto 


Str.30 



